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Die «Heiratsstrafe» ist eine Mär
Ledige sterben um Jahre früher – und subventionieren die Ehepaare mit Milliarden

ALBERT STECK

Verhilft die Ehe zu einem längeren Le-
ben? Diese Frage hat ein Forscherteam
der Universität Rochester in den USA
anhand von Menschen mit Herzproble-
men untersucht. Dabei verfolgten sie
das Schicksal von 225 Personen, die eine
Bypass-Operation nötig hatten. Fünf-
zehn Jahre nach dem Eingriff ergab sich
folgendes Bild:Von den alleinstehenden
Männern waren nur noch 36 Prozent am
Leben. Unter den Verheirateten jedoch,
die ihre Ehe als glücklich bezeichneten,
überlebten nicht weniger als 83 Prozent.

Eine Vielzahl weiterer Studien bestä-
tigt den Zusammenhang: Verheiratete
erfreuen sich einer besseren Gesundheit.
Sie sterben seltener an Krebs und erlei-
den weniger häufig einen Herzinfarkt.
Die Wissenschaft schreibt der Ehe-
schliessung eine Schutzwirkung zu. Wer
in einer Partnerschaft lebt,verzichtet eher
auf ungesunde Gewohnheiten wie Rau-
chen oder Alkoholkonsum. Zudem kön-
nen sich Verheiratete besser gegenseitig
absichern,sei es finanziell oder emotional
in Form von Nähe und Beistand.

Eine neue Analyse des Bundes zeigt,
wie stark die Lebenserwartung vom
Zivilstand abhängt. Demnach sterben
ledige Männer 6 Jahre früher als ver-
heiratete. Bei den Frauen beträgt die
Differenz 4 Jahre. Beim Erreichen des
Pensionsalters besteht noch immer eine
grosse Differenz: Verheiratete Männer
leben 3,8 Jahre länger, bei den Frauen
sind es immerhin 2,9 Jahre. «Diese
Unterschiede in der Lebenserwartung
fallen grösser aus als für andere Varia-
blen wie das Bildungsniveau, die Natio-
nalität, das Einkommen oder den ausge-
übten Beruf», hält die Studie fest.

Nur scheinbar diskriminiert

Diese Daten sind deshalb brisant, weil
derzeit eine heftige Debatte über die
angebliche Benachteiligung der Verhei-
rateten in der AHV läuft. Im April be-
ginnt die parlamentarische Beratung zur
Volksinitiative der Mitte «Ja zu fairen
AHV-Renten auch für Ehepaare – Dis-
kriminierung der Ehe endlich abschaf-
fen!». Heute darf die gemeinsame Rente
eines Paares nicht mehr als 150 Pro-
zent der maximalen Einzelrente betra-
gen, zurzeit sind das 3780 Franken pro
Monat. Diese Plafonierung will die In-
itiative abschaffen. Die Mehrausgaben
würden sich laut Bund auf 4 Milliarden
Franken pro Jahr belaufen.

Auf den ersten Blick könne die Pla-
fonierung tatsächlich den Eindruck er-

wecken, dass die Verheirateten in der
AHV zu kurz kämen, sagt der Vorsorge-
experte und ehemalige Chef einer AHV-
Ausgleichskasse Andreas Zeller. Man
dürfe bei diesemVergleich aber nicht will-
kürlich einen Bereich herauspicken:«Be-
rücksichtigt man alle Zahlungsströme, so
sind die Eheleute sogar bevorzugt. In der
AHV besteht somit keine Heiratsstrafe,
sondern im Gegenteil ein Ehebonus.»

Zeller hat errechnet, wie hoch die
Querfinanzierung aufgrund der höheren
Lebenserwartung ausfällt.Sein Ergebnis:
Jedes Jahr subventionieren die ledigen
und geschiedenen Personen die Verhei-
rateten mit 1,5 Milliarden Franken, um
deren längere Rentendauer zu bezahlen.
Dies ist aber nicht die einzige Begünsti-
gung der Ehepaare: Im Todesfall zahlt
ihnen die AHV eine Witwen- oder Wit-
werrente. Diese Ausgaben summieren
sich auf jährlich 2 Milliarden Franken.

Darüber hinaus erhält die hinterblie-
bene Person im Rentenalter einen Ver-
witwetenzuschlag von 20 Prozent, was
die AHV weitere 1,5 Milliarden Franken
kostet.Laut Zeller handelt es sich bei die-
sem Zuschuss um ein Relikt aus der Zeit,

bevor die AHV eine Abgeltung für die
Kindererziehung einführte. «Heute wird
der Erwerbsausfall einer Mutter durch
die Erziehungsgutschriften gezielt aus-
geglichen. Dennoch wurde der Verwit-
wetenzuschlag bis heute beibehalten.»

Auch die Einkommensteilung zwi-
schen den Ehegatten, das sogenannte
Splitting, spielt den Verheirateten in die
Hände:Dadurch werden die Einkommen
während der Ehe je hälftig dem Partner
gutgeschrieben. Dies erhöht die Rente
derjenigen Person, die weniger verdient
hat. Zudem profitieren nicht erwerbstä-
tige Verheiratete vielfach von einer Be-
freiung der AHV-Beitragspflicht. Der
Bund beziffert die Mehrkosten dieser
beiden Effekte auf 1 Milliarde Franken
im Jahr.Das heisst:Selbst unterAusklam-
merung der höheren Lebenserwartung
erhaltenVerheiratete insgesamt die grös-
seren Leistungen von der AHV.

Ehe befreit von Erbschaftssteuer

Die Initiative für eine höhere Ehepaar-
Rente argumentiert mit dem Konku-
binat: Im heutigen System sei es für

ein Paar im Pensionsalter attraktiver,
ohne Trauschein zusammenzuleben.
«Sich aus diesem Grund zu scheiden,
überlegen sich Ehepaare über 65 sehr
gut», entgegnet Sylvia Locher, Präsiden-
tin der Organisation Pro Single Schweiz.
«Den Konkubinatspaaren gleichgestellt
zu sein, bedeutet nämlich, dass die Ab-
sicherung im Todesfall wegfällt. Zu-
dem müssen sie dann hohe Erbschafts-
steuern bezahlen.»

Stiegen nun die AHV-Renten der
Verheirateten, so bezahlten dies nicht
primär die Konkubinatspaare, sondern
die 1,5 Millionen Haushalte der Allein-
stehenden, betont Locher. «Diese Initia-
tive würde uns Singles massiv bestrafen.
Der Vorstoss verdeutlicht, dass ledige
Personen in der Politik kaum vertreten
sind und auch in der Gesellschaft wenig
Wertschätzung geniessen.»

Locher weist darauf hin, dass die
geltende Plafonierung der internatio-
nalen Richtlinie der OECD entspricht.
Diese beziffert die Lebenskosten für
zwei Personen im gleichen Haushalt
auf 150 Prozent eines Single-Haushalts.
Nach derselben Methode werden die

Vergütungen für die AHV-Ergänzungs-
leistungen festgelegt: Auch dort erhal-
ten Ehepaare das Eineinhalbfache der
Alleinstehenden.

Entsprechend gibt es keine Statistik,
die für verheiratete Rentner ein erhöh-
tes Armutsrisiko ausweist – im Gegen-
teil: Der Bund erhebt regelmässig, wie
vielen Haushalten die finanziellen Mit-
tel fehlen, um unerwartete Ausgaben
zu stemmen. Bei den Ehepaaren über
65 betrifft dies nur 6 Prozent, bei den
Einzelhaushalten dagegen sind es 16
Prozent. Dasselbe Muster zeigt sich
bei den Ergänzungsleistungen:Von den
ledigen Rentnern sind 22 Prozent dar-
auf angewiesen, gegenüber 6 Prozent
der verheirateten.

Bundesrat gegen die Initiative

Von einer höheren Ehepaar-Rente pro-
fitieren also primär die Wohlhabenden.
In der Altersgruppe 65 bis 74 besitzen
laut Bundesstatistik rekordhohe 70 Pro-
zent der Verheirateten Wohneigentum.
Bei den Alleinstehenden sind es ledig-
lich 41 Prozent. «Die Aufhebung der
Plafonierung führt zu einer Umvertei-
lung von unten nach oben – und dies so-
gar innerhalb der Gruppe der Verheira-
teten», erklärt Andreas Zeller.

Denn immerhin 23 Prozent aller pen-
sionierten Ehepaare haben ein zu tie-
fes Einkommen, um unter die Plafonie-
rung zu fallen. Bei den Verheirateten mit
Wohnsitz in der Schweiz sind es 12 Pro-
zent. «Diese Schicht der ärmeren Rent-
ner erhält mit der Initiative keinerlei
Verbesserungen – und geht somit leer
aus. Es erstaunt daher, dass auch linke
Parteien positiv auf einen solchen Zu-
schuss für die Wohlhabenden reagieren»,
erklärt Zeller.

Zwar hat sich der Bundesrat gegen
die Initiative ausgesprochen. Doch im
Parlament dürfte der Vorstoss auf brei-
tere Unterstützung stossen. Zur Debatte
steht namentlich eine abgeschwächte
Variante, welche die Plafonierung von
150 auf 170 Prozent anheben will. Selbst
dies aber würde laut Berechnung des
Bundes zu jährlichen Zusatzkosten von
2,5 Milliarden Franken führen.

Wie gross der politische Support für
die Verheirateten ausfällt, zeigt sich
schon bald an der Sitzung der zustän-
digen Nationalratskommission Mitte
April. Das letzte Wort haben dann ohne-
hin die Stimmbürgerinnen und Stimm-
bürger. Nach dem Ja für die 13. AHV-
Rente könnten somit weitere Mil-
liardenausgaben auf das Sozialwerk
zukommen.

Um die Frage, ob Ehepaare bei der AHV zu kurz kommen, gibt es ein politisches Seilziehen. GETTY

Swissness-Streit wird bei On zur Chefsache
Für die Schuhmarke soll es zur Verwendung des Schweizerkreuzes keine Ausnahme geben – nun signalisiert das Unternehmen Gesprächsbereitschaft

THOMAS SCHLITTLER

Donnerstagabend in Bern. Der Verein
Swissness Enforcement lädt zur Mitglie-
derversammlung, die Liste der anwesen-
den Unternehmens- und Verbandsver-
treter liest sich wie das Who’s who der
Schweizer Wirtschaft: Economiesuisse,
Swissmem, die Verbände der Schwei-
zer Uhren- und Schokoladenindustrie
sowie Firmen wie Migros, Swiss Life
und Victorinox.

Auf der Traktandenliste steht aber
ein anderes Schweizer Unternehmen
ganz zuoberst: der Sportartikelhersteller
On. Das Unternehmen mit Hauptsitz in
Zürich hat den Ärger der Swissness-Auf-
seher auf sich gezogen. Der Grund: On
lässt seine Schuhe ausschliesslich in Indo-
nesien undVietnam produzieren,versieht
diese ausserhalb der Schweiz aber trotz-
dem mit einem Schweizerkreuz.

Swissness Enforcement – eine Pu-
blic-private-Partnership, die auch vom
Bund getragen wird – versucht seit län-
gerem, On von dieser Praxis abzubrin-
gen. Der Geschäftsführer David Stärkle
verkündete gar schon öffentlich, recht-
liche Schritte zu prüfen. Vergangenes

Jahr haben sich Juristen der beiden Par-
teien mehrfach ausgetauscht. Ohne Er-
folg. Eine Annäherung blieb aus.

Vor zwei Wochen hielt On gegen-
über der «NZZ am Sonntag» unmissver-
ständlich fest: «Wir sind der festen Über-
zeugung, dass wir in allen Ländern, in
denen wir unsere Produkte vermarkten,
einschliesslich der Schweiz, alle relevan-
ten Marketingvorschriften einhalten.»
Man sehe deshalb «keine Grundlage»
für die rechtliche Kritik von Swissness
Enforcement.

Firmengründer schalten sich ein

Bei Swissness Enforcement sorgte die-
ses klare Statement für Ernüchterung.
Der Geschäftsführer Stärkle wollte die
Jahresversammlung deshalb dazu nut-
zen, mit seinen Mitgliedern das weitere
Vorgehen zu besprechen: Soll man ver-
suchen, On auf juristischem Weg zum
Einlenken zu bewegen? Oder drückt
man ein Auge zu, weil On im Gegen-
satz zu ausländischen Swissness-Trick-
sern Schweizer Wurzeln hat?

Die Rückmeldung der Verbände und
Unternehmen war laut Stärkle eindeutig:

«Alle Mitglieder sind ganz klar der Mei-
nung, dass es für On keine Ausnahme
von den Swissness-Regeln geben darf.»
In einer Medienmitteilung warf Swiss-
ness Enforcement dem Unternehmen
gar vor, «ohne Rücksicht auf Mitbewer-
ber» zu handeln. Konkrete (rechtliche)
Schritte, die im Vorfeld des Treffens zur
Diskussion gestanden hatten, beschloss
der Verein jedoch nicht. Diese Zurück-
haltung dürfte nicht zuletzt damit zu tun
haben, dass sich On wenige Tage vor
der Mitgliederversammlung darum be-
mühte, das Gespräch mit Swissness En-
forcement wieder aufzunehmen.

Bei dem Erfolgsunternehmen, das
mittlerweile rund 15 Milliarden Dollar
wert ist, scheint der Swissness-Streit in
den vergangenen Tagen an Priorität ge-
wonnen zu haben. Nach Informationen
der NZZ haben sich zuletzt sogar die
Chefetage und einer der Firmengrün-
der persönlich mit dem Thema beschäf-
tigt. Eine Sprecherin betont, dass man
an eine einvernehmliche Lösung glaube:
«Wir sind der Meinung, dass unsere Posi-
tion nicht so weit von jener von Swiss-
ness Enforcement entfernt liegt.» Wie
ein möglicher Kompromiss aussehen

könnte, will On zum jetzigen Zeitpunkt
aber nicht sagen.

Stärkle von Swissness Enforcement
träumt von folgender Lösung: «Am
schönsten wäre es, wenn On in der
Schweiz eine kleine Produktion aufbauen
würde, um hier eine exklusive Swiss Edi-
tion herzustellen – mit Schweizerkreuz!»

Kuhn Rikon macht es vor

Eine Schuhproduktion in der Schweiz
statt in Südostasien? Was utopisch
klingt, wurde vergangene Woche auch
von Nick Hayek, Chef der Swatch
Group, angeregt. An einer Pressekonfe-
renz auf den Swissness-Streit angespro-
chen, meinte der Uhrenpatron aus Biel:
«Es wäre doch super, wenn On einen
Teil der Produktion in die Schweiz ver-
lagern würde, selbst wenn das auf Kos-
ten des Gewinns ginge.»

Laut Swissness Enforcement haben
andere Firmen gezeigt, dass ein solcher
Schritt durchaus möglich sei. So habe
beispielsweise die Schweizer Kosmetik-
Luxusmarke La Prairie, die zum deut-
schen Beiersdorf-Konzern gehört, vor
einigen Jahren eine Produktionsstätte in

Berneck im St. Galler Rheintal gekauft.
«Dabei ging es dem Unternehmen vor
allem darum, seine Produkte wieder mit
dem Label ‹Swiss made› verkaufen zu
können», so Stärkle.

Ein anderes Beispiel sei Kuhn Rikon,
ein Hersteller von hochwertigem Koch-
geschirr und Küchenutensilien. Das
Familienunternehmen aus dem Zürcher
Tösstal produziere sowohl in der Schweiz
wie auch im Ausland. Mit Schweizer-
kreuz und «Swiss made» seien aber nur
jene Produkte versehen, die tatsächlich
aus der Fabrik in Rikon stammten. Auf
allen anderen Produkten prange ledig-
lich das Label «Swiss Design».

Ob On in absehbarer Zeit zu einer
ähnlichen Praxis übergehen wird,scheint
allerdings fraglich, trotz Wiederauf-
nahme des Dialogs und Einmischung der
Chefetage. Insbesondere eine Produk-
tion in der Schweiz betrachten Personen
aus dem engsten Umfeld des Unterneh-
mens als schwierig – und das nicht nur
aus Kostengründen. Es gibt auch Zwei-
fel,ob hierzulande das nötige Know-how
für die Herstellung von «Performance-
Laufschuhen» vorhanden ist, samt Infra-
struktur und Personal.


